
Ordnung zur Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts 
durch eine Kommission für den Bereich der bayerischen (Erz-)Diözesen 
(Bayerische Regional-KODA-Ordnung – BayRKO) vom 23./24. März 2011 

(zuletzt geändert am 18./19. Oktober 2011 zum 1. September 2013)  

Um die Beteiligung der Beschäftigten an der Gestaltung ihrer Arbeitsbedingungen 
gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen 
kirchlicher Arbeitsverhältnisse (Grundordnung) zu gewährleisten, wird zur Ausgestal- 
tung eines einheitlichen, regionalen, kirchlichen Arbeitsvertragsrechts in den bayeri- 
schen (Erz-)Diözesen folgende Ordnung erlassen: 

§ 1 Die Kommission 
In den bayerischen (Erz-)Diözesen besteht die „Kommission zur Ordnung des Diöze- 
sanen Arbeitsvertragsrechts“ (Bayerische Regional-KODA) – im Folgenden: Kom- 
mission. Die Diözese Speyer wird unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zur Freisinger 
Bischofskonferenz von dieser Ordnung nicht berührt. 

§ 2 Amtszeit 
Die Amtszeit der Kommission beträgt fünf Jahre. Sie beginnt am 1. September des 
Jahres, in dem die Wahl der Vertreterinnen/der Vertreter der Beschäftigten stattge- 
funden hat und endet am 31. August nach Ablauf von fünf Jahren seit Beginn der 
Amtszeit. Bis zur konstituierenden Sitzung der neuen Kommission nimmt die beste- 
hende Kommission die Aufgaben gemäß dieser Ordnung wahr, jedoch nicht über die 
Dauer von sechs Monaten über das Ende ihrer Amtszeit hinaus. 

§ 3 Aufgabe 
(1) Aufgabe der Kommission ist die Aufstellung von Rechtsnormen, welche Inhalt, 
Abschluss und Beendigung von Arbeitsverhältnissen für die in § 4 Absatz 1 genann- 
ten Rechtsträger regeln. Die Befugnis der Kommission zur Beschlussfassung be- 
steht, soweit und solange die Zentral-KODA von ihrer Regelungsbefugnis gemäß § 3 
Absatz 1 Zentral-KODA-Ordnung keinen Gebrauch gemacht hat oder macht. 
(2) In die Regelungen der bischöflichen Sendung für pastorale Dienste oder religiöse 
Unterweisung und in die Festlegung der Loyalitätsobliegenheiten sowie die Ausges- 
taltung der Sanktionen bei Verstößen gegen die Loyalitätsobliegenheiten gemäß Ar- 
tikel 3 bis 5 Grundordnung kann die Kommission nicht eingreifen. 

§ 4 Geltungsbereich 
(1) Die Kommission wirkt mit bei der Gestaltung des Arbeitsvertragsrechts der fol- 
genden Rechtsträger: 

a) der kirchlichen Rechtsträger und ihrer Einrichtungen, für die der Diözesanbi- 
schof die Grundordnung unmittelbar in Kraft gesetzt hat, 

b) der sonstigen kirchlichen Rechtsträger und ihrer Einrichtungen, soweit sie die 
Grundordnung für ihren Bereich rechtsverbindlich übernommen haben, 

c) der Institute des geweihten Lebens päpstlichen Rechts und der Gesellschaften 
des Apostolischen Lebens päpstlichen Rechts, soweit diese verbindlich ent- 
schieden haben, dass die vom Diözesanbischof in Kraft gesetzten Beschlüsse 
der Kommission auch für ihre Einrichtungen in den bayerischen (Erz-)Diözesen 
als in Kraft gesetzt gelten. 



(2) Ausgenommen von der Zuständigkeit der Kommission ist die Gestaltung der 
Dienstverhältnisse der Personen im Sinne des can. 1009 CIC. 
(3) Soweit kirchliche Rechtsträger satzungsgemäß die „Richtlinien für 
Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes“ (AVR) 
anwenden oder sich für die Anwendung dieser Richtlinien entschieden haben, 
bleiben sie von der Zuständigkeit der Kommission ausgenommen. 
(4) Die vom Diözesanbischof in Kraft gesetzten Beschlüsse gelten unmittelbar und 
zwingend für die in Absatz 1 genannten Rechtsträger und deren Beschäftigte. 

§ 5 Zusammensetzung, Berufung, Wahl der Mitglieder 
(1) Die Kommission ist paritätisch besetzt. Sie setzt sich aus 38 Mitgliedern (19 
Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen und 19 Dienstnehmervertreter/ 
Dienstnehmervertreterinnen) zusammen und zwar 

a) jeweils zwei Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen und zwei Dienst-
nehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus den (Erz-)Diözesen Bam-
berg, Eichstätt, Passau, Regensburg und Würzburg, 

b) drei Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen und drei Dienstnehmer-
vertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus der Diözese Augsburg, 

c) vier Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen und vier Dienstnehmer-
vertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus der Erzdiözese München und Frei- 
sing sowie 

d) zwei Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus dem Bereich der 
Lehrkräfte an katholischen Schulen gemäß can. 803 CIC und 

e) zwei Vertreter/Vertreterinnen der Schulträger. Davon kann ein/eine auch Ver-
treter/Vertreterin des Katholischen Schulwerks in Bayern sein. 

(2) Die Dienstgebervertreter/Dienstgebervertreterinnen werden durch die Freisinger 
Bischofskonferenz für die Amtszeit berufen. Als Dienstgebervertreter/Dienst-
gebervertreterin kann nicht berufen werden, wer Mitarbeiter/Mitarbeiterin im Sinne 
der diözesanen Mitarbeitervertretungsordnungen (MAVO) ist. 
(3) Die Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen werden durch die Be-
schäftigten der in § 4 Absatz 1 genannten Rechtsträger unmittelbar gewählt. Das 
Nähere regelt die Wahlordnung, die Bestandteil dieser Ordnung ist. 

§ 6 Konstituierende Sitzung und Wahl des/der Vorsitzenden und des/der 
stellvertretenden Vorsitzenden 

(1) Der/Die bisherige Vorsitzende lädt zur konstituierenden Sitzung ein, die innerhalb 
von acht Wochen nach Ablauf der Amtszeit der bisherigen Kommission stattfindet. 
(2) Das nach Lebensjahren älteste Mitglied eröffnet und leitet die konstituierende Sit-
zung bis zum Abschluss der Wahl. 
(3) In der konstituierenden Sitzung werden ein Vorsitzender/eine Vorsitzende und 
ein stellvertretender Vorsitzender/eine stellvertretende Vorsitzende von der 
Kommission für die Hälfte der Amtszeit mit einfacher Mehrheit geheim gewählt. Je 
einer/eine muss der Dienstgeber- bzw. der Dienstnehmerseite angehören. Nach 
Ablauf der Hälfte der Amtszeit wechselt der Vorsitz zwischen Dienstgeber- und 
Dienstnehmerseite. Im Einvernehmen zwischen Dienstgeber- und Dienstnehmerseite 
kann die zeitliche Lage abweichend bestimmt werden. Bei jedem Wechsel findet eine 
Neuwahl statt. 



(4) Scheidet der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende vorzeitig 
aus, findet für den Rest der jeweiligen Amtszeit nach Absatz 3 eine Nachwahl statt. 

§ 7 Vorzeitiges Ausscheiden, Nachfolge für ausgeschiedene Mitglieder, 
Ruhen der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft in der Kommission erlischt vor Ablauf der Amtszeit durch 
a) Wegfall der Voraussetzungen für die Berufung oder Wählbarkeit; die 

Feststellung erfolgt durch den Vorsitzenden/die Vorsitzende, 
b) Niederlegung des Amtes, die dem/der Vorsitzenden gegenüber schriftlich zu 

erklären ist, 
c) Ausscheiden aus dem kirchlichen Dienst in der (Erz-)Diözese, in der das Mit- 

glied gewählt oder für die es berufen wurde, bzw. bei Lehrkräften Ausscheiden 
aus dem kirchlichen Schuldienst, 

d) grobe Vernachlässigung oder Verletzung der Befugnisse und Pflichten als 
Mitglied der Kommission; die Feststellung erfolgt auf Antrag eines Mitgliedes in 
geheimer Abstimmung mit Dreiviertelmehrheit. 

(2) Scheidet ein Dienstgebervertreter/eine Dienstgebervertreterin vorzeitig aus, so 
beruft die Freisinger Bischofskonferenz für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied. 
(3) Auf Antrag des einzelnen Mitgliedes kann dessen Mitgliedschaft in der 
Kommission aus wichtigem Grund für ruhend erklärt werden. Über den Antrag 
entscheidet der/die Vorsitzende im Einvernehmen mit dem/der stellvertretenden 
Vorsitzenden. Kommt eine einvernehmliche Entscheidung nicht zustande, ist der 
Antrag der Vollversammlung vorzulegen und von dieser durch Entschließung zu 
entscheiden. Gegen die Entscheidung des/der Vorsitzenden und des/der 
stellvertretenden Vorsitzenden kann Beschwerde zur Vollversammlung erhoben 
werden; die Vollversammlung entscheidet abschließend. 
Handelt es sich bei dem Mitglied, dessen Mitgliedschaft für ruhend erklärt wird, um 
einen Dienstnehmervertreter/eine Dienstnehmervertreterin, so rückt für die Dauer 
des Ruhens der Mitgliedschaft das nächstberechtigte Ersatzmitglied nach; handelt es 
sich um einen Dienstgebervertreter/eine Dienstgebervertreterin, benennt die Freisin- 
ger Bischofskonferenz für die Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft ein Ersatzmit- 
glied. 
(4) Die Mitgliedschaft in der Kommission ruht von Rechts wegen im Falle einer Kün- 
digung bis zur rechtskräftigen Entscheidung über die Beendigung oder den Fortbe- 
stand des Arbeitsverhältnisses. 
(5) Scheidet ein Dienstnehmervertreter/eine Dienstnehmervertreterin vorzeitig aus, 
rückt das nach der Wahlordnung nächstberechtigte Ersatzmitglied für den Rest der 
Amtszeit nach. Steht kein Ersatzmitglied aus der jeweiligen Diözese bzw. kein Leh-
rervertreter/keine Lehrervertreterin mehr zur Verfügung, wählt die Dienstnehmerseite 
mit der Mehrheit ihrer Mitglieder aus den übrigen Ersatzmitgliedern unabhängig von 
den Vorgaben des § 5 Absatz 1 und den Vorgaben der Wahlordnung ein Mitglied für 
den Rest der Amtszeit nach. 

§ 8 Rechtsstellung und Freistellung von der Arbeit 
(1) Die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied der Kommission steht der arbeits-
vertraglich vereinbarten Tätigkeit gleich. Die Mitglieder der Kommission dürfen in der 
Ausübung ihres Amtes nicht behindert und aufgrund ihrer Tätigkeit weder benachtei-
ligt noch begünstigt werden. Aus ihrer Tätigkeit dürfen ihnen keine beruflichen 



Nachteile erwachsen. 
(2) Die Mitglieder der Kommission werden zur ordnungsgemäßen Durchführung 
ihrer Aufgaben im erforderlichen Umfang von der Arbeit freigestellt. Die gewählten 
Kandidaten/Kandidatinnen gemäß § 23 Absatz 1 Regional-KODA-Wahlordnung sind 
bis zur konstituierenden Sitzung im notwendigen Umfang für Veranstaltungen der 
Dienstnehmerseite zur Vorbereitung auf ihre Tätigkeit freizustellen. 
(3) Das Nähere regeln Ausführungsbestimmungen der Kommission. 

Ausführungsbestimmungen vom 04.07.2013 zu § 8 Absatz 3 BayRKO:  

1. Die Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen in der Bayerischen Regional-KODA sind auf 
Antrag hin bis zu 30 % der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer 
vergleichbaren vollbeschäftigten Mitarbeiters/Mitarbeiterin freizustellen.  

2. Die Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen in der Bayerischen Regional-KODA im 
Vorbereitungsausschuss haben zusätzlich Anspruch auf eine Freistellung in Höhe von 25 % (einem 
Viertel) der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer vergleichbaren 
Mitarbeiters/Mitarbeiterin.  

3. Der Dienstnehmervertreter/die Dienstnehmervertreterin in der Bayerischen Regional-KODA als 
Vorsitzender/Vorsitzende bzw. als stellvertretender Vorsitzender/ stellvertretende Vorsitzende ist auf 
Antrag bis zu 75 % (drei Viertel) der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
eines/einer vergleichbaren vollbeschäftigten Mitarbeiters/Mitarbeiterin freizustellen. 

4. Der/die von der Dienstnehmer-/Dienstnehmerinnenseite mit der leitenden Betreuung der 
Öffentlichkeitsarbeit beauftragte Dienstnehmervertreter/ Dienstnehmervertreterin hat zusätzlich 
Anspruch auf eine Freistellung in Höhe von 25 % (einem Viertel) der durchschnittlichen regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer vergleichbaren vollbeschäftigten Mitarbeiters/Mitarbeiterin. 

5. Der/die von der Dienstnehmer-/Dienstnehmerinnenseite mit der leitenden Betreuung der Webseite 
der Dienstnehmerseite beauftragte Dienstnehmervertreter/ Dienstnehmervertreterin hat zusätzlich 
Anspruch auf eine Freistellung in Höhe von 10 % (einem Zehntel) der durchschnittlichen regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer vergleichbaren vollbeschäftigten Mitarbeiters/Mitarbeiterin. 

6. Die gewählten Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterinnen aus dem Bereich der Lehrkräfte 
an katholischen Schulen in der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte haben jeweils Anspruch auf eine 
zusätzliche Freistellung in Höhe von 10 % der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit eines/einer vergleichbaren Vollbeschäftigten. Der Freistellungsumfang beträgt insgesamt 
mindestens zehn Wochenstunden einschließlich der Freistellung nach Nr. 1. 

Der/die von der Kommission in die Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte gewählte 
Dienstnehmervertreter/Dienstnehmervertreterin hat Anspruch auf eine zusätzliche Freistellung in Höhe 
von 10 % der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines/einer vergleichbaren 
Vollbeschäftigten. 

7. Die durch die Freistellung der Vertreter/Vertreterinnen der Mitarbeiter/der Mitarbeiterinnen in der 
Bayerischen Regional-KODA dem Anstellungsträger entstehenden Kosten trägt auf Antrag die 
jeweilige (Erz-)Diözese. 

8. Die durch die Freistellung der Vertreter/der Vertreterinnen der Mitarbeiter/der Mitarbeiterinnen in der 
Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte in der Bayerischen Regional-KODA entstehenden Kosten tragen 
auf Antrag die bayerischen (Erz-)Diözesen. 



§ 9 Schulung 
(1) Die Mitglieder der Kommission werden im erforderlichen Umfang bis zu insge-
samt einer Woche im Jahr für die Teilnahme an Schulungsveranstaltungen freige-
stellt, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit in der Kommission erfor-
derlich sind. Die Dienstnehmerseite stellt für ihre Mitglieder die Erforderlichkeit fest. 
(2) Die Kosten trägt die jeweilige (Erz-)Diözese. Bei Mitgliedern gemäß § 5 Absatz 1 
Buchstabe d) und gemäß § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Kosten von den bayeri-
schen Diözesen getragen. 

§ 10 Kündigungsschutz 
Einem Mitglied der Kommission kann nur aus wichtigem Grund gekündigt werden. 
Abweichend von Satz 1 kann in den Fällen des Artikels 5 Absätze 3 bis 5 Grundord-
nung auch eine ordentliche Kündigung ausgesprochen werden. Die Sätze 1 und 2 
gelten ebenfalls innerhalb eines Jahres nach Ausscheiden aus der Kommission. 

§ 11 Vollversammlung, Antragsstellung, Geschäftsordnung und 
Stimmrechtsübertragung 

(1) Die Kommission tritt bei Bedarf zu Vollversammlungen zusammen. Eine Vollver-
sammlung hat stattzufinden, wenn dies von einem Drittel der Mitglieder schriftlich und 
unter Angabe von Gründen verlangt wird. 
(2) Der/Die Vorsitzende der Kommission, bei Verhinderung der/die stellvertretende 
Vorsitzende, lädt unter Angabe der Tagesordnung spätestens zwei Wochen – in Eil- 
fällen acht Tage – vor der Vollversammlung ein. Er/Sie entscheidet auch über die 
Eilbedürftigkeit. 
(3) Eine Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn von jeder Seite mindestens je- 
weils die Hälfte der Mitglieder und der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende 
Vorsitzende persönlich anwesend sind. 
(4) Sind Mitglieder verhindert, an einer Sitzung der Kommission teilzunehmen, so ist 
die Übertragung des Stimmrechts auf ein anderes Mitglied derselben Seite zulässig. 
Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben. 
Die schriftliche Übertragung des Stimmrechts ist dem/der Vorsitzenden 
nachzuweisen. Die schriftliche Vollmacht zur Stimmrechtsausübung kann nur für jede 
Sitzung gesondert erklärt werden. Bei Wahlen in der Kommission ist eine 
Stimmrechtsübertragung nicht zulässig. 
(5) Antragsberechtigt sind die Mitglieder der Kommission; die Anträge müssen 
schriftlich mit Begründung vorgelegt werden. 
(6) Die Vollversammlungen sind nicht öffentlich. Der/die Vorsitzende kann im Einver- 
nehmen mit dem/der stellvertretenden Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen. 
(7) Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§ 11a Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte 
(1) Die Kommission bildet eine Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte für die Lehrkräfte 
an katholischen Schulen gemäß can. 803 CIC mit der Aufgabe, lehrerspezifische Be- 
schlussempfehlungen zu erarbeiten. 
(2) Die Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte setzt sich aus acht Mitgliedern der Kom- 
mission zusammen und zwar aus 



a) dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vorsitzenden kraft Am- 
tes, 

b) den beiden für die katholischen Schulen gemäß can. 803 CIC berufenen 
Dienstgebervertretern/Dienstgebervertreterinnen, 

c) den beiden gewählten Dienstnehmervertretern/Dienstnehmervertreterinnen 
aus dem Bereich der Lehrkräfte, und 

d) je einem von der Kommission mit einfacher Mehrheit gewählten Mitglied jeder 
Seite. 

(3) Wird ein in Absatz 2 b) bis d) genanntes Mitglied der Kommission zum/zur Vorsit- 
zenden gewählt, wird durch die Kommission ein anderes Mitglied aus der jeweiligen 
Seite in die Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte gewählt. 
(4) Verabschiedet die Ständige Arbeitsgruppe Lehrkräfte mit Zweidrittelmehrheit 
eine Beschlussempfehlung, wird diese als „Beschlussempfehlung der Ständigen 
Arbeitsgruppe Lehrkräfte“ der Vollversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt. 
(5) Antragsberechtigt sind die Mitglieder der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte; die 
Anträge müssen schriftlich mit Begründung vorgelegt werden. 
(6) § 11 Absätze 4 und 6 gelten entsprechend. 

 

§ 11 b Vorbereitungsausschuss und Arbeitsgruppen 
(1) Zur Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Kommission wird ein Vorberei-
tungsausschuss gebildet. Er berät den Vorsitzenden/die Vorsitzende bei der Aufstel-
lung der Tagesordnung. Er kann zu Beschlussvorschlägen von Ausschüssen und 
Anträgen von Kommissionsmitgliedern Stellung nehmen. Darüber hinaus kann die 
Kommission aus ihrer Mitte Arbeitsgruppen bilden. 
(2) § 11 Absatz 6 gilt entsprechend.  

§ 12 Beschlussfassung und Inkraftsetzung 
(1) Die Kommission fasst Beschlüsse mit Zweidrittelmehrheit ihrer Mitglieder. Be-
schlüsse zu Beschlussempfehlungen der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte werden 
mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gefasst. 
(2) In besonderen Angelegenheiten können Beschlüsse im schriftlichen Umlaufver-
fahren herbeigeführt werden. Der/Die Vorsitzende entscheidet im Einvernehmen mit 
dem/der stellvertretenden Vorsitzenden über die Einleitung dieses Verfahrens. Ein 
Beschluss kommt nicht zustande, wenn mindestens vier Mitglieder der Kommission 
eine mündliche Erörterung verlangen. 
(3) Die Beschlüsse werden über die Generalvikare den Diözesanbischöfen und über 
die Deutsche Ordensoberenkonferenz (DOK) den Instituten des geweihten Lebens 
päpstlichen Rechts und den Gesellschaften des apostolischen Lebens päpstlichen 
Rechts übermittelt. 
(4) Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, einen Beschluss in Kraft zu set-
zen, so legt er über seinen Generalvikar innerhalb von sechs Wochen nach Eingang 
des Beschlusses beim (Erz-)Bischöflichen Ordinariat unter Angabe der Gründe Ein-
spruch bei der Kommission ein. 
(5) Sieht sich ein höherer Oberer/eine höhere Obere des Instituts des geweihten Le-
bens päpstlichen Rechts oder der Gesellschaft des Apostolischen Lebens 



päpstlichen Rechts nicht in der Lage, der Inkraftsetzung eines Beschlusses 
zuzustimmen, so bittet er/sie den Diözesanbischof, in dessen Territorium die 
Einrichtung des Instituts des geweihten Lebens päpstlichen Rechts oder der 
Gesellschaft des Apostolischen Lebens päpstlichen Rechts den Sitz hat, nach 
Maßgabe des Absatzes 4 Einspruch einzulegen. Der Diözesanbischof legt in diesem 
Fall nach Maßgabe des Absatzes 4 Einspruch ein. 
(6) Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein Einspruch erhoben worden 
ist, werden die Beschlüsse für die einzelnen bayerischen (Erz-)Diözesen vom Diöze-
sanbischof in Kraft gesetzt und im Amtsblatt der (Erz-)Diözese veröffentlicht. 
(7) Die Kommission berät zum nächstmöglichen Zeitpunkt über den Einspruch. So-
dann wird der Einspruch des Diözesanbischofs abweichend von § 11 Absatz 5 der 
Vollversammlung als Antrag zur Beschlussfassung vorgelegt. Findet der Antrag nicht 
die erforderliche Mehrheit, gilt der Einspruch als zurückgewiesen. Die Zurückweisung 
wird dem Diözesanbischof, der den Einspruch eingelegt hat, mitgeteilt. 
(8) Sieht sich der Diözesanbischof, der einen Einspruch eingelegt hat, auch dann 
nicht in der Lage, den durch die Zurückweisung des Einspruchs bestätigten Be- 
schluss für seine (Erz-)Diözese in Kraft zu setzen, so betrachtet er diesen Beschluss 
als qualifizierte Empfehlung. 
(9) Sieht sich ein höherer Oberer/eine höhere Obere im Sinne des Absatzes 6, für 
dessen/deren Orden Einspruch eingelegt worden ist, nicht in der Lage, den durch die 
Zurückweisung des Einspruchs bestätigten Beschluss zu übernehmen, teilt er/sie 
dies dem zuständigen Diözesanbischof mit. Der Beschluss wird gegebenenfalls für 
das betroffene Institut des geweihten Lebens päpstlichen Rechts bzw. die betroffene 
Gesellschaft des Apostolischen Lebens päpstlichen Rechts nicht in Kraft gesetzt. 
(10) Hat die Kommission nach Absatz 7 einen neuen Beschluss gefasst, so übermit- 
telt sie diesen über die Generalvikare den Diözesanbischöfen und über die Deutsche 
Ordensobernkonferenz (DOK) den Instituten des geweihten Lebens päpstlichen 
Rechts und den Gesellschaften des Apostolischen Lebens päpstlichen Rechts. Im 
Übrigen wird nach Absatz 2 ff. verfahren. 

§ 12a Beschlussfassung zu Zentral-KODA-Beschlüssen 
(1) Beschlüsse der Zentral-KODA, die gemäß § 3 Absatz 1 und Absatz 3 Zentral- 
KODA-Ordnung gefasst worden sind, werden von der Kommission innerhalb der Ein- 
spruchsfrist beraten. 
(2) Stimmt die Kommission einem Beschluss der Zentral-KODA mit der Mehrheit ih- 
rer Mitglieder zu, unterrichtet sie davon umgehend über die Generalvikare die Diöze- 
sanbischöfe. 
(3) Stimmt die Kommission einem Beschluss der Zentral-KODA nicht mit der Mehr- 
heit ihrer Mitglieder zu, so unterrichtet sie davon unter Angabe der Gründe umge- 
hend über die Generalvikare die Diözesanbischöfe. Die Diözesanbischöfe legen in 
diesem Fall Einspruch gegen den Beschluss der Zentral-KODA ein. 

§ 13 Vermittlungsausschuss, Wahl und Amtszeit des/der Vorsitzenden, 
Nachwahl 

(1) Die Kommission bildet einen Vermittlungsausschuss. 
(2) Der Vermittlungsausschuss setzt sich aus fünf Personen zusammen und zwar 
aus 



a) dem/der Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses, 
b) dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vorsitzenden der Kom- 

mission kraft Amtes und 
c) je einem weiteren Mitglied der Dienstgeber- und der Dienstnehmerseite, die 

für das jeweilige Verfahren benannt werden. 
Darüber hinaus wird jeweils ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin von jeder Seite be- 
nannt. 
(3) Der Vorsitzende des Vermittlungsausschusses und sein Stellvertreter/seine Stell- 
vertreterin bzw. die Vorsitzende des Vermittlungsausschusses und ihr Stellvertre- 
ter/ihre Stellvertreterin dürfen weder im kirchlichen Dienst stehen, noch dem Vertre-
tungsorgan einer kirchlichen Körperschaft oder eines anderen Trägers einer kirchli-
chen Einrichtung angehören. Sie müssen katholisch sein und dürfen nicht durch kir-
chenbehördliche Entscheidung an der Ausübung der allen Kirchenmitgliedern zuste-
henden Rechte gehindert sein. 
(4) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter/seine Stellvertreterin bzw. die Vorsitzende 
und ihr Stellvertreter/ihre Stellvertreterin werden von der Kommission mit einer Zwei-
drittelmehrheit der Gesamtzahl ihrer Mitglieder für die Dauer einer Amtszeit geheim 
gewählt. Scheidet der/die Vorsitzende des Vermittlungsausschusses vor dem Ende 
der Amtszeit aus, findet für den Rest der Amtszeit eine Nachwahl statt. 

§ 14 Vermittlungsverfahren 
(1) Falls ein Beschlussantrag nicht die erforderliche Mehrheit erhalten hat, jedoch 
mindestens die Hälfte der Mitglieder der Kommission dem Beschlussantrag zuge-
stimmt hat, legt der/die Vorsitzende diesen Beschlussantrag dem Vermittlungsaus-
schuss dann vor, wenn wiederum mindestens die Hälfte der Mitglieder der Kommis-
sion für die Anrufung des Vermittlungsausschusses stimmt. 
(2) Falls eine Beschlussempfehlung der Ständigen Arbeitsgruppe Lehrkräfte nicht 
die für einen Beschluss erforderliche Mehrheit erhalten hat, legt der/die Vorsitzende 
der Kommission diesen Antrag dem Vermittlungsausschuss dann vor, wenn 
wiederum mindestens die Hälfte der Mitglieder der Ständigen Arbeitsgruppe 
Lehrkräfte für die Anrufung des Vermittlungsausschusses stimmt. 
(3) Der/Die Vorsitzende leitet das Vermittlungsverfahren nach pflichtgemäßem Er-
messen. Er/Sie kann an dem Vermittlungsverfahren Sachverständige beteiligen. Das 
Vermittlungsverfahren wird mit einem Vermittlungsvorschlag abgeschlossen, der in-
nerhalb von sechs Wochen nach der Anrufung des Vermittlungsausschusses zu er-
arbeiten ist. Der Vermittlungsvorschlag hat einen beschlussfähigen Regelungsvor-
schlag zu enthalten. 
Dem Vermittlungsvorschlag müssen mindestens drei Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses zugestimmt haben. 
(4) Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. Über das Vermittlungsverfahren ist 
Dritten gegenüber, die nicht Mitglieder der Kommission sind, Stillschweigen zu be-
wahren. 
(5) Der Vermittlungsausschuss legt den Vermittlungsvorschlag der Kommission vor. 
Die Kommission hat innerhalb von vier Wochen über den Regelungsvorschlag abzu-
stimmen. 
(6) Stimmt die Kommission dem Regelungsvorschlag mit der notwendigen Mehrheit 
zu, erfolgt die Inkraftsetzung gemäß § 12 Absatz 3 ff. 



§ 15 Schiedsstelle 
(1) Die Kommission bildet eine Schiedsstelle. 
(2) Die Schiedsstelle setzt sich aus fünf Personen zusammen, und zwar aus 

a) dem/der Vorsitzenden der Schiedsstelle, 
b) dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vorsitzenden der Kom- 

mission kraft Amtes und 
c) je einem weiteren Mitglied der Dienstgeber- und der Dienstnehmerseite, die 

für das jeweilige Verfahren benannt werden. 
Darüber hinaus wird jeweils ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin von jeder Seite 
benannt. 

Die Mitglieder nach c) dürfen an einem Vermittlungsverfahren zu demselben Rege- 
lungsgegenstand nicht beteiligt gewesen sein. 
(3) Die Kommission erstellt für die Dauer von fünf Jahren eine Liste von drei Perso- 
nen, aus der im Fall der Anrufung der Schiedsstelle der/die für das Verfahren zu- 
ständige Vorsitzende sowie dessen Stellvertreter/ Stellvertreterin bzw. deren Stellver- 
treter/Stellvertreterin, der/die im Falle der nicht nur vorübergehenden Verhinderung 
des/der Vorsitzenden tätig wird, einvernehmlich benannt werden. Kommt das Einver- 
nehmen nicht zustande, werden der/die für das Verfahren zuständige Vorsitzende 
und sein Stellvertreter/seine Stellvertreterin bzw. ihr Stellvertreter/ihre Stellvertreterin 
durch das Los ermittelt. In die Liste kann nur aufgenommen werden, wer die Befähi- 
gung zum Richteramt nach dem deutschen Richtergesetz besitzt. Im Übrigen gilt § 
13 Absatz 3 entsprechend. In die Liste kann nicht aufgenommen werden, wer Vor- 
sitzender/Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzender/stellvertretende Vorsitzen- 
de des Vermittlungsausschusses ist. 

§ 16 Schiedsverfahren 
(1) Findet der Vorschlag des Vermittlungsausschusses in der Kommission nicht die 
für einen Beschluss erforderliche Mehrheit, kann mit der Begründung eines unab- 
weisbaren Regelungsbedürfnisses von den Vertretern/Vertreterinnen der Dienstge- 
ber oder der Dienstnehmer mit der Gesamtzahl ihrer jeweiligen Stimmen innerhalb 
von vier Wochen nach dem Schluss der Sitzung, in der über den Vermittlungsvor- 
schlag abgestimmt wurde, die Schiedsstelle angerufen werden. Die Anrufung der 
Schiedsstelle erfolgt durch Zustellung eines seitens des/der Vorsitzenden bzw. 
des/der stellvertretenden Vorsitzenden unterzeichneten Schriftsatzes, der den Ge- 
genstand bezeichnen und die Gründe für das Schiedsverfahren enthalten muss. Zur 
Begründung dienende Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. 
(2) Die Benennung des Vorsitzenden und seines Stellvertreters/seiner 
Stellvertreterin bzw. der Vorsitzenden und ihres Stellvertreters/ihrer Stellvertreterin 
sowie der Mitglieder der Schiedsstelle und deren Stellvertreter/Stellvertreterinnen 
gemäß § 15 Absatz 2 Buchstabe c) ist vorsorglich in der Sitzung der Kommission 
vorzunehmen, in der der Vermittlungsvorschlag nicht die für einen Beschluss 
erforderliche Mehrheit gefunden hat. 
(3) Die Schiedsstelle hat innerhalb von vier Wochen nach ihrer Anrufung festzustel- 
len, ob für die dem Schiedsverfahren zugrunde liegenden Angelegenheit ein unab- 
weisbares Regelungsbedürfnis besteht. Für die Feststellung ist die einfache Mehrheit 
erforderlich. Der Spruch der Schiedsstelle ist mit einer Begründung zu versehen. Vor 
der Fällung des Schiedsspruches können die Dienstgeberseite und die Dienstneh- 
merseite angehört werden. Die Anhörung erfolgt mündlich. 



(4) Gegen den Spruch der Schiedsstelle kann innerhalb von zwei Wochen nach sei-
ner Bekanntgabe im Wege des vorläufigen Rechtsschutzes das Kirchliche Arbeitsge-
richt angerufen werden. 
(5) Ist ein unabweisbares Regelungsbedürfnis festgestellt worden, hat die Kommissi-
on innerhalb von vier Wochen einen Beschluss in der Sache herbeizuführen. Die 
Frist beginnt mit der Bekanntgabe des Spruchs der Schiedsstelle bzw. der Bekannt-
gabe der Entscheidung des Kirchlichen Arbeitsgerichts im Verfahren des vorläufigen 
Rechtsschutzes. 
(6) Fasst die Kommission innerhalb der Frist keinen Beschluss, so kann von den 
Vertretern/Vertreterinnen der Dienstgeber oder der Dienstnehmer mit der 
Gesamtzahl ihrer jeweiligen Stimmen innerhalb von zwei Wochen erneut die 
Schiedsstelle angerufen werden. 
(7) Die Schiedsstelle hat in der Angelegenheit, für die ein unabweisbares Rege-
lungsbedürfnis festgestellt worden ist, innerhalb von vier Wochen nach ihrer erneuten 
Anrufung durch Spruch zu entscheiden. Der Spruch hat einen Regelungsvorschlag 
zu enthalten. Die Schiedsstelle entscheidet mit einfacher Mehrheit. Eine Stimment-
haltung ist nicht möglich. 
(8) Innerhalb von vier Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung der 
Schiedsstelle hat die Kommission mit einfacher Mehrheit ihrer stimmberechtigten 
Mitglieder über die Annahme des Regelungsvorschlages der Schiedsstelle zu 
beschließen. Die Mitglieder der Schiedsstelle sind bei der Abstimmung an die 
Entscheidung der Schiedsstelle gebunden. 

(9) Die Beschlüsse nach Absatz 8 werden für die einzelne bayerische (Erz-)Diözese 
vom Diözesanbischof in Kraft gesetzt und im Amtsblatt der (Erz-)Diözese veröffent-
licht. § 12 findet keine Anwendung. Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, 
einen Beschluss in Kraft zu setzen, unterrichtet er innerhalb von zwei Wochen nach 
Eingang des Beschlusses die Kommission unter Angabe der Gründe. 
(10) Für die Berechnung der Fristen gelten die Bestimmungen der §§ 186 ff. BGB. 
Angerufen ist die Schiedsstelle, wenn der entsprechende Antrag bei der Geschäfts-
stelle der Kommission schriftlich eingegangen ist. Bekannt gegeben ist ein Spruch 
der Schiedsstelle, wenn er dem/der Vorsitzenden und dem/der stellvertretenden Vor-
sitzenden der Kommission durch die Geschäftsstelle der Kommission zugestellt wor-
den ist. Das Erfordernis der Schriftform ist auch gewahrt durch Aufzeichnung als 
elektronisches Dokument, wenn dieses für die Bearbeitung durch die Schiedsstelle 
geeignet ist. Das elektronische Dokument ist eingereicht, wenn die für den Empfang 
bestimmte Stelle es aufgezeichnet hat. 
(11) Die Ladung zu den Sitzungen der Schiedsstelle erfolgt durch den jeweiligen 
Vorsitzenden/die jeweilige Vorsitzende. Er/Sie leitet die Sitzung und kann an dem 
Verfahren Sachverständige beteiligen. Über verfahrensleitende Maßnahmen ent-
scheidet der/die Vorsitzende allein. Die Sitzungen der Schiedsstelle sind nicht öffent-
lich. Die Ergebnisse der Sitzungen sind zu protokollieren. 

§ 17 Kosten 
(1) Die bayerischen (Erz-)Diözesen stellen für die Sitzungen der Kommission und 
deren Vorbereitung sowie für die laufende Geschäftsführung in dem erforderlichen 
Umfang Raum, Geschäftsbedarf und Personalkräfte zur Verfügung und tragen die 
notwendigen Kosten; dies gilt auch für die für Beratung und Gutachten anfallenden 
Kosten, die nach vorhergehender Bewilligung durch die Kommission über die Ge- 



schäftsstelle abgerechnet werden. Die bayerischen (Erz-)Diözesen tragen die für die 
Arbeit der Mitglieder notwendigen Kosten. 
(2) Für den Vorsitzenden/die Vorsitzende und den stellvertretenden 
Vorsitzenden/die stellvertretende Vorsitzende sowie für die Mitglieder nach § 1 1a 
Absatz 2 Buchstabe b) und c) ersetzen die bayerischen (Erz-)Diözesen dem 
jeweiligen Arbeitgeber/der jeweiligen Arbeitgeberin bzw. jeweiligen Schulträger die 
durch die Tätigkeit in der Kommission anfallenden Kosten. 
(3) Mitgliedern der Kommission, denen wegen ihrer Tätigkeit in der Kommission 
nachweislich Einkünfte aus angezeigten Nebentätigkeiten entgangen sind, erhalten 
auf Antrag entgangenes Entgelt durch die jeweilige (Erz-)Diözese bzw. die bayeri- 
schen (Erz-)Diözesen. 
(4) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für die Kosten, die durch die Tätigkeit des 
Vermittlungsausschusses und der Schiedsstelle entstehen. 

§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Ordnung tritt zum 1. September 2013 in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten 
die §§ 2 und 1 1a zum 1. Juni 2011 in Kraft. Mit Ablauf des 31. August 2013 tritt die 
Bayerische Regional-KODA-Ordnung vom 23. März 2006 außer Kraft. Abweichend 
von Satz 3 treten die §§ 1 Absatz 2 und 1 1a der Bayerischen Regional-KODA- 
Ordnung vom 23. März 2006 mit Ablauf des 31. Mai 2011 außer Kraft. 


